Deutscher Bundestag 
2.'Wahlperiode 
1953 


Drucksache 3433 


Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 30. April 1957 

6 — 70002 — 1920/57 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den 


Entwurf eines Gesetzes über Bodenbenutzungs- 
erhebung und Ernteberichterstattung 


nebst Begründung (Anlage 1) mit der Bitte, die Beschlußfassung des 
Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister für Ernährung, Landwirtschaft 
und Forsten. 

Der Bundesrat hat in seiner 175. Sitzung am 12. April 1957 gemäß 
Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, zum Gesetzent- 
wurf wie aus der Anlage 2 ersichtlich Stellung zu nehmen. Im übri- 
gen erhebt er gegen den Entwurf keine Einwendungen. 

Der Bundesrat ist der Ansicht, daß das Gesetz seiner Zustimmung 
bedürfe. 

Der Standpunkt der Bundesregierung zu den Änderungsvorschlägen 
des Bundesrates ist in der Anlage 3 idargelegt. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Dr. h. c. Blücher 


Drude: Bonner Universitäts-Budidrudcerei, Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, Bad Godesberg 
Rheinallee 20. Telefon 2551 



Anlage 1 


Entwurf eines Gesetzes 

über Bodenbenutzungserhebung und Ernteberichterstattung 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des 
Bundesrates das fol,gende Gesetz beschlossen: 

§ 1 

Im Geltungsbereich dieses Gesetzes werden 
laufende Erhebungen über die Bodenflächen 
und ihre Benutzung (Bodenbenutzungs- 
erhebunig) und Berichterstattungen über 
Wach&tumstand und Ernte von Erzeugnis- 
sen der Landwirtschaft, des Gartenbaus — 
ausgenommen Blumen und sonstige Zier- 
pflanzen — und des Weinbaus (Erntebericht- 
erstattung) als Bundesstatistik durchgeführt. 

ERSTER ABSCHNITT 
Bodenbenutzungserhebung 

§ 2 

Die Bodenbenutzungserhebung umfaßt 
f olgende Einzelerhebungen : 

1. Vorerhebung über die Badenbenutzung 
(Bodenbenutzungisvorerhebung), 

2. Haupterhdbung über die Bodenbenutzung 
(Bodenbenutzungshaupterhebung), 

3. Erhebung über den Anbau von Zwischen- 
früchten und von Futterpflanzen zur 
Saatguterzeugung sowie über die Verwen- 
dung von Mähdreschern (Bodenbenut- 
zungsnacherhebung) , 

4. Erhebung über den Anbau von Gemüse 
und Erdbeeren (Gemüsevorerbebung), 

5. Erhebung über den Anbau von Gemüse, 
Erdbeeren, Blumen und sonstigen Zier- 
pflanzen (Gemüsehaupterhebung), 

6. Erhebung über den Anbau von Heil- und 
Gewürzpflanzen (Heil- und Gewürzpflan- 
zenerhebung), 


7. Erhebung über idie Pflanzenbestände in 
den Baumschulen (Baumschulerhebung). 

S 3 

(1) Bei der Bodenbenutzungsvorerhebung 
werden jährlich in der Zeit von Januar bis 
Mai erfaßt: 

die Bodenflächen, der Rechtsgrund ihres Be- 
sitzes und ihre Nutzung sowie die Vertrie- 
benen- oder Flüchtlingseigenschaft des Be- 
triebsinhabers oder seines Ehegatten, falls nur 
dieser Vertriebener oder Flüchtling ist. Bei 
der Erhebung werden alle vier Jahre, zuerst 
1960, der Gesamtstand und in den übrigen 
Jahren die jährlichen Veränderungen fest- 
gestellt. 

(2) Auskunftspflichtig sind 

1 . die Inhaber und Eigentümer von land- und 
forstwirtschaftlichen Betrieben und von 
Gesamtflächen ab 0,5 Hektar, die ganz 
oder teilweise land- oder forstwirtschaft- 
hch genutzt werden, sowie von allen Flä- 
chen des Erwerbsgartenbaus und des Er- 
werbsweinbaus, 

2. die Gemeinden für alle sonstigen Boden- 
flächen. 

§ 4 

(1) Bei der Bodenbenutzungserhebung 
werden jährlich im Monat Mai erfaßt: 

der Anbau auf dem Ackerland, die Nutzung 
der Rebflächen, soweit sie nicht in der Vor- 
erhebung erfaßt ist, und die gegenüber der 
Vorerhebung eingetretenen Veränderungen 
der landwirtschaftHchen Nutzfläche. 

(2) Auskunftspflichtig sind 

l.die Inhaber von land- und forstwirtschaft- 
lichen Betrieben, von Gesamtflächen ab 
0,5 Hektar, die ganz oder teilweise land- 
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oder forstwirtschaftlidi ^genutzt werden, 
sowie von allen Flächen des Erwerbs, gar- 
tenbaus und des Erwerbsweinbaus, 

2, die Gemeinden für alle sonstligen Bo'den- 
flächen. 

§ 5 

(1) Bei der Bodenbenutzungsnacherhebung 
werden jährlich im Monat Oktöber erfaßt: 

der Anbau von landwirtschaftlichen Zwi- 
schenfrüchten und von Futterpflanzen zur 
Saatguterzeugung sowie die Verwendung von 
Mähdreschern. 

Die Erhebung wird jedoch in den Ländern 
Berlin, Bremen und Hamburg, den kreis- 
freien Städten und Städten über 50 OQO Ein- 
wohner erstmalig im Jahre 1957, sodann be- 
ginnend mit dem Jahre 1960 alle vier Jahre 
durchgeführt. 

(2) Auskunftspflichtig sind die Inhaber von 
land- und forstwirtschaftlichen Betrieben und 
von Gesamtflächen ab 0,5 Hektar, die ganz 
oder teilweise land- oder forstwirtschaftlich 
genutzt werden. 

§ 6 

(1) Bei der Gemüsevorerhebung werden 
jährlich im Monat Februar erfaßt: 

die Anbauflädien von Wintergemüse und 
Erdbeeren und der beaibsichtigte Anbau von 
Gemüse. 

(2) Auskunftspflichtig sind alle Personen, 
die Gemüse oder Erdbeeren zu ErweFbszwe^k- 
ken anbauen. 

§ 7 

(1) Bei der Gemüsehaupterhebung werden 
jährlich im Monat Juli erfaßt: 

der Anbau von Gemüse, Erdbeeren, Blumen 
und sonstigen Zierpflanzen und der beab- 
sichtigte Anbau von Wintergemüse. 

(2) Auskunftspflichtig sind alle Personen, 
die Gemüse, Erdbeeren, Blumen oder son- 
stige Zierpflanzen zu Erwerbszwecken an- 
bauen. 

§ 8 

(1) Bei der Heil- und Gewürzpflanzen- 
erhebung wird jährlich im Monat Juli erfaßt: 

der Anbau von Heil- und Gewürzpflanzen 

(2) Auskunftspflichtig sind alle Personen, 
die Heil- oder Gewürzpflanzen zu Erwerbs- 
zwecken anbauen. 


§ 9 

(1) Bei der Baumschulerhebung werden 
jährlich in der Zeit von Juli bis August er- 
faßt: 

die Bestände an Obst- und Ziergehölzen nach 
Art, Zahl und Anzuchtmerkmalen. 

(2) Auskunftspflichtig sind alle Personen, 
die sich mit dar Anzucht der in Absatz 1 ge- 
nannten ßaumschulerzeugnisse befassen. 

§ 10 

(1) Die Erhebungen nach den §§ 3 bis 9 
werden repräsentativ »durchgeführt, soweit 
dies zur Erzielung der benötigten Ergebnisse 
ausreicht. Der Bundesminister für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten bestimmt durch 
Rechtsverordnurijg, die dar Zustimmung des 
Bundesrates bedarf, in welchen Jahren die In 
Satz 1 bezeichneten Erhebungen repräsen- 
tativ durchgeführt werden. Er hat dabei den 
Repräsentationsgrad anzugeben. 

(2) Wird -die Bodenbenutzungsvorerhe- 
bung (§ 3) repräsentativ durchgeführt, ent- 
fällt die Feststellung der Vertriebenen- und 
Flüchtlingseigenschaft. Das gleiche gilt bei 
der Bodenbenutzungsnacherhebung (§ 5) für 
die FestiStellung -der Verwendung von Mäh- 
dreschern. 

S 11 

Bei den Erhebungen werden die Flächen 
nach Nutzung, Kulturarten, Pflanzenarten 
und Pflanzengruppen auf gegliedert. 

§ 12 

(1) Den mit der Durchführung der Erhe- 
bungen beauftragten Personen ist das Betre- 
ten der Grundisrücke, die Gegenstand -der Er- 
hebung sind, zu gestatten. 

(2) Ordnungswidrig handelt, wer sich Ab- 
satz 1 zuwider weigert, den mit der Durch- 
führung der Erhebungen beauftraigten Perso- 
nen -das Betreten der Grundstücke, die Ge- 
genstand der Erhebung sind, zu gestatten. 
Die Ordnungswiidrigkelt kann mit einer 
Geldbuße geahndet werden. 

ZWEITER ABSCHNITT 
Ernteberichterstattung 

§ 13 

Die Ernteberichterstattung umfaßt jährlich 
In den Monaten März bis NovemJber Anga- 
ben 
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1. über Merkmale des Wadistumstandes, 

2 . über die Witterungsverhaknisse und -ein- 
flüsse, 

3. über Pflanzenkrankhelten und -Schädlinge 
und Ihre Bekämpfung, 

4. über Pflege- und Erntearbeiten, 

5. über die zu erwartende und die tatsädi- 
liche Ernte und ihre Verwertung, 

6. bei Reben zusätzlich über Mostgewicht, 
Säuregehalt und Wert des Mostes. 

§ 14 

Die Berichterstattung wird von ehrenamt- 
lichen Berichterstattern durchgeführt. Anga- 
ben gegenüber 'den Berichterstattern sind 
freiwillig. 


B e g r ü 

Die Erhebungen über die Bodenbenutzung 
und die Ernteberichterstattungen gehören zu 
den ältesten Erhebungen der amtlichen Agrar- 
statistik. Die Ergebnisse dieser Erhebungen 
liefern wichtiges Grundlagenmaterial für die 
agrarpolitischen Maßnahmen des Bundes und 
der Länder. Die in dem Gesetzentwurf auf- 
geführten Einzelerhebungen werden vor 
allem ständig für folgende Zwecke benötigt: 

Beurteilung der Versoirgungslage an pflanz- 
lichen Nahrungs- und Futtermitteln, 
Aufstellung der jährlichen Versorgungspräne 
für Getreide und Zucker nach den Bestim- 
mun^gen der Marktordnungsgesetze, 
Berechnung des Elnfuhrbedarfs, 

Beurteilung der weiteren Entwicklung der 
Erzeugung, 

Beratung der Landwirtschaft im Hinblick auf 
die Gestaltung des Anbaus. 

Die in dem vorliegenden Gesetzentwurf be- 
zeichneten Erhebungen wurden bisher bereits 
auf Grund der Gemeinsamen Anordnung der 
Verwaltungen des Vereinigten Wirtschaftsge- 
biets vom 1, Juni 1949 (öffentlicher Anzei- 
ger Nr. 50 vom 25. Juni 1949) in Verbin- 
dung mit § 16 Abs. 1 des Gesetzes über die 


DRITTER ABSCHNITT 
Schlußvorschriften 

§ 15 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 
Abs. 1 des Dritten Überleitungsgesetzes vom 
4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch 
im Land Berlin. Reditsverordnungen, die auf 
Grund dieses Gesetzes erlassen werden, gel- 
ten im Land Berlin nach § 14 des Dritten 
' Überleitungsgesetzes. 

§ 16 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner 
Verkündung, jedoch im Saarland erst am 
1. Januar 1959 in Kraft. 


düng 

Statistik für Bundeszwecke (StatGes) vom 
3. September 1953 in der Fassung des Geset- 
zes vom 8. August 1955 (BGBl. I S. 507) 
durchgeführt. Diese Grundlage reicht jedoch 
ab September 1957 nicht mehr aus, und sie 
muß durch Rechtsvorschriften ersetzt wer- 
den, die dem Abschnitt III des StatGes Rech- 
nung tragen. 

Zu den einzelnen Bestimmungen des Ent- 
wurfs ist zu bemerken: 

§ 1 umreißt den Umfang des Gesetzes. 

§ 2 führt die einzelnen Erhebungen im Rah- 
men der Bodenbenutzung auf. Alle Erhebun- 
gen werden auch bisher laufend durchge- 
führt. Nicht aufgeführt wurde die Obst- 
baumzählung, da diese weiterhin nur in un- 
regelmäßigen Abständen entsprechend der 
jeweiligen Notwendigkeit durch besondere 
Rechtsvorschrift angeordnet werden soll. 

In den §§ 3 bis 9 sind jeweils Zeitpunkt und 
Gegenstand der Erhebung sowie der Kreis 
der Auskunftspfliditigen, die über ihren Be- 
trieb Angaben zu machen haben, genannt. 
Die Bestimmungen entsprechen im wesent- 
lichen den bisherigen Erhebungen. Neu ist 
die Einbeziehung der Anbauflächen von Blu- 
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men und Zierpflanzen in die Gemiisehaupt- 
erhebung (§ 7) und die jährliche Durchfüh- 
rung der Baumschulerhebung (§ 9), die bis- 
her nur alle 2 Jahre durchgeführt wurde. 

Die Einbeziehung des Blumen- und Zier- 
pflanzcnbaus in die Gemüsehaupterhebung 
erscheint jetzt begründet. Der Ümsatzwert 
der Blumen und Zierpflanzen ist nämlich bis 
1955 nach den vorliegenden Buchführungs- 
ergebnissen auf etwa 360 Millionen DM an- 
gestiegen und hat damit die Höhe der Ge- 
müseumsätze des Erwerbsigartenbaus erreicht. 
Es ist nur eine Fragestellung in kleinerem 
Umfange vorgesehen. 

Bei der bisher in zweijährigem Turnus durch- 
geführten Baumschulerhebung wurden bis 
1954 die vorhandenen Bestände an Baum- 
schulerzeugnissen und die im nächstfolgenden 
Jahr voraussichtlich vorhandenen Bestände 
ermittelt. Die Erhebung wurde im Herbst 
durchgeführt, und die Ergebnisse lagen dann 
in den ersten Monaten des folgenden Jahres 
vor. Da die Feststellungen über die voraus- 
sichtlichen Bestände nidit zuverlässig genug 
waren, ist vorgesehen, die tatsächlich vorhan- 
denen Bestände jährlich zu erheben und auf 
Angaben über voraussichtliche Bestände zu 
verzichten. Die Erhebung soll im Juli jeweils 
in Verbindung mit der Gcmüsehaupterhe- 
bung durchgeführt werden, damit die Ergeb- 
nisse im Herbst zu Beginn der Verkaufs- 
saison vorliegen und einen allgemeinen Über- 
blick über die Marktlage geben. Die Kosten 
werden durdi diese Umstellung im wesent- 
lichen nicht verändert. Die Erhebung im 
Jahre 1956 wurde bereits nach dem neuen 
verkleinerten Erhebungsprogramm durchge- 
führt. 

Um etwaige Fehler bei derBodenbenutzungs- 
vor- und -haupterhebung feststellen zu kön- 
nen, wurden bisher in bestimmten Ländern 
und in gewissen Zeitabständen anschließend 
an die genannten Erhebungeen allgemeine 
Nachprüfungen auf repräsentativer Grund- 
lage durchgeführt. Reditsgrundlage für die 
Jahre 1956 und 1957 ist die Verordnung über 
eine Nachprüfung der Bodenbenutzungserhe- 
bungen 1956 und 1957 vom 21. April 1956 
(BAnz. Nr. 83 vom 28. April 1956). Auf 
solche Nachprüfungen soll auch künftig nicht 
verzichtet werden. Zeitpunkt und Umfang 
dieser Nachprüfungen lassen sich jedoch nicht 
von vornherein abschließend festlegen, weil 
noch nicht feststeht, inwieweit die nachzu- 
prüfenden Erhebungen repräsentativ durch- 
geführt werden (vgl. § 10). Daher ist beab- 


sichtigt, notwendig werdende Nachprüfungen 
durdi Rechtsverordnung der Bundesregie- 
rung nach § 6 Abs. 2 StatGes anzuordnen. 

§ 10: Um die Auskunftspflichtigen und auch 
die Gemeindeverwaltungen so weit wie mög- 
lich zu entlasten, wird angestrebt, die Erhe- 
bungen nach den §§ 3 bis 9 teilweise als Re- 
präsentativerhebung durchzuführen. Da bei 
repräsentativen Erhebungen nur Ergebnisse 
für die Länder, nicht aber für Kreise und Ge- 
meinden erzielt werden, können repräsen- 
tative Erhebungen nur in bestimmten Jah- 
ren erfolgen, während in den übrigen Jahren 
weiterhin Vollerhebungen e'rforderlich sind. 
Außerdem kann das repräsentative Erhe- 
bungsverfahren bei einer Erhebung nur dann 
angewandt werden, wenn vorher die um- 
fangreichen methodischen Vorarbeiten, die 
das Statistische Bundesamt in Zusammenar- 
beit mit den Statistisdien Landesämtern 
durdizuführen hat, abgesdilosscn sind. Die 
vorgesehene Rechtssetzungsermächtigung er- 
scheint daher erforderlich. 

Auf die Feststellung der Vertriebenen- und 
Flüditlingseigenschaft bei der Bodenbenut- 
zungsvorerhebung (§ 3) und der Verwen- 
dung von Mähdreschern bei der Bodenbenut- 
zungsnacherhebung (§ 5) soll in den Jahren, 
in denen die genannten Erhebungen reprä- 
sentativ durchgeführt werden, verzichtet 
werden, da dann die entsprechenden Ergeb- 
nisse nicht mit ausreichender Genauigkeit er- 
stellt werden könnten. 

Die in § 11 bezeichnete Aufgliederung der 
Flächen entspridit der bisherigen Gepflogen- 
heit bei der Durdiführung der Erhebungen 
und ist notwendig. Die bei der Erhebung 
übliche Aufgliederung sei an folgenden Bei- 
spielen erläutert: Unter den Begriff „Nut- 
zung“ fällt die grobe Untergliederung der 
Flädien, z. B. landwirtsdiaftlidie NutzfläÄe, 
Waldfläche, Öd- und Unland, Gebäude- und 
Hofflächen, Wegeland. Unter „Kulturarten“ 
fallen die Flächen des Ackerlandes, der Wie- 
sen, Viehweiden usw., während unter „Pflan- 
zenarten“ die weitere Untergliederung der 
Kulturarten, z. B. die Anbauflädie der auf 
dem Ackerland angebauten Nutzpflanzen, 
anzugeben ist. Zu den „Pflanzengruppen“ 
gehören z. B. Winterroggen, Sommerroggen, 
gewöhnliche Frühkartoffeln, vorgekeimte 
Frühkartoiffeln, Früh Weißkohl, /Dauerweiß- 
kohl. 

§12 soll die Möglichkeit geben, die für die 
Erhebungen ln Frage kommenden Grund- 
stücke zu betreten und damit die Erzielung 
zuverlässiger Ergebnisse zu gewährleisten. 
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Die §§13 und 14 enthalten die Vorschriften 
über die Ernteberichterstattung, die jeweils 
mit Berichten über den Wachstumstand be- 
ginnt und über die Vorschätzungen zu den 
endgültigen Ernteschätzungen führt. Das 
Bundesgebiet ist mit einem Netz von Be- 
richtsbezirken, die jeweils einige Gemeinden 
umfassen, überzogen, und zwar gesondert 
für die Berichterstattung über Feldfrüchte 
und Grünland, Gemüse, Obst und Reben 
bzw. Weinmost. Wie sich bereits aus § 1 er- 
gibt, findet eine Ernteberichterstattung bei 
Blumen und sonstigen Zierpflanzen nidit 
statt. Für jeden Berichtslbezlrk gibt ein ehren- 
amtlicher Berichterstatter dem Statistischen 
Landesamt auf bestimmten Vordrucken Mo- 
natsmeldungen, die sich auf die in § 13 fest- 
gelegten Gegenstände erstrecken und im we- 
sentlichen Sdiätzungen der Berichterstatter 
darstellen. Die neben den Ernteschätzungen 
für einige Getreidearten und Spätkartoffeln 
angeordneten besonderen Ernteermittlungen, 
die auf objektiven Erntemessungen beruhen, 
werden auf Grund gesonderter Rechtsgrund- 
lagen, z, Z. auf Grund der Verordnung über 
die besondere Ernteermittlung für die Jahre 
1955, 1956 und 1957 vom 26. Mai 1956 
(BAnz. Nr. 102 vom 28. Mai 1955), als Stich- 
probenerhebung durchgeführt. 

Aus den Ernteschätzungen der Berichterstat- 
ter und den Anbauflädien, die bei den Bo- 
denbenutzungserhebungen ermittelt werden, 
werden in den Statistischen Landesämtern 
und im Statistischen Bundesamt die vorläu- 
figen und endgültigen Ernten errechnet. 

§ 15 enthält die übliche Berlin-Klausel. 

§ 16: Das Gesetz soll — ausgenommen im 
Saarland — am Tage nach seiner Verkün- 
dung in Kraft treten. Für das Saarland ist 
ein Inkrafttreten am 1. Januar 1959 vorge- 
sehen, um eine Angleichung der dort nur 
teilweise durchgeführten Erhebungen schon 
vor der allgemeinen Rechtsangleichung zu er- 
reichen. 


Kosten: Die Kosten für die einzelnen Erhe- 
bungen werden vom Statistischen Bundesamt 
wie folgt veranschlagt: 
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Kosten in 
1000 DM 


Bodenbenutzungs- 

vorerhebung 

233 

5 

238 

Bodenbenutzungs- 

haupterhebung 

323 

61 

384 

Bodenbenutzungs- 

nacherhebung 

47 

9 

56 

G emü se vor erh ebu ng 

46 

11 

57 

Gemüsehaupterhebung 

69 

17 

86 

Heil- und Gewürzpflanzen- 



erhebung 

14 

4 

18 

Baumschulerhebung 

21 

5 

26 

Ernteberichterstattung für 



landwirtschaftliche 
Haupt- und Zwischen- 
früchte 

449 

102 

551 

Gemüse 

152 

39 

191 

Obst 

164 

42 

206 

Reben und Weinmost 

45 

12 

57 


Die vorstehenden Kosten beziehen sich auf 
Vollerhebungen. Beim Übergang zu reprä- 
sentativen Erhebungen werden sich der Ar- 
beitsaufwand und die Kosten in den Gemein- 
den wesentlich verringern, auf der anderen 
Seite werden sich jedoch die Kosten in den 
Statistischen Landesämtern und im Statisti- 
schen Bundesamt etwas erhöhen. 
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Anlage 2 


Stellungnahme des Bundesrates 


1. Zu § 1 

In § 1 ist das Wort „laufende“ zu streichen. 
Begründung 

Die Repräsentativerhebung sollte zum 
Grundsatz erhoben werden, 

2. Zu § 2 

a) In § 2 ist die Nr. 5 wie folgt zu ändern: 

„5. Erhebung über den Anbau von Ge- 
müse und Erdbeeren (Gemüsehaupt- 
erhebung),“. 

Begrünidung 

Eine Einbeziehung von „Blumen und son- 
stigen Zierpflanzen“ in die statistischen 
Erhebungen bedeutet eine Erweiterung 
der bisherigen Erhebungen. Die hiernach 
zu treffenden Feststellungen sind jedoch 
für die Agrarpolitik nur von untergeord- 
neter Bedeutung. Sie führen auch zu kei- 
nen brauchbaren Ergebnissen, da nicht mit 
genauen Angaben der Anbauer gerechnet 
werden kann. Die Erhebung ist daher 
überflüssig. 

b) In § 2 ist die Nr. 6 zu streichen. Die bis- 
herige Nr. 7 wird Nr. 6. 

Begründung 

Die vorgesehene Heil- und Gewürzpflan- 
zenerhebung ist für die Agrarpolitik ohne 
besonderes Interesse. Es kann auf sie ver- 
zichtet werden. 

3. Zu § 3 

In § 3 Abs. 1 sind die Worte „sowie die Ver- 
triebenen- oder Flüchtlingseigenschaft des 
Betrie'bsinhabers oder seines Ehegatten, falls 
nur dieser Vertriebener oder Flüchtling ist“ 
zu streichen. 

Begründung 

Die Frage nach der Vertriebenen- und Flücht- 
lingseigenschaft steht in keinem Inneren Zu- 


sammenhang mit der Erhebung. Wäre die Er- 
fassung der Vertriebeneneigenschaft gesetz- 
lich verankert, würde sie unnötigerweise auf 
Jahre hinaus beibehalten werden. Im übrigen 
würde diese Feststellung der aus Gründen 
der Verwaltungsvereinfachung und Kosten- 
ersparnis erwünschten repräsentativen Durch- 
führung der Statistik hinderlich sein. 

4. Zu § 5 

In § 5 Abs. 1 Satz 2 ist das Wort „erstmalig“ 
zu streichen. 

Begründung 

Die Streichung dient der Klarstellung, da in 
den Jahren 1958, 1959 die Erhebung nicht 
durchgeführt wird. 

5. Zu § 7 

a) In § 7 Abs. 1 sind die Worte „Blumen 
und sonstigen Zierpflanzen“ zu streichen. 

b) In § 7 ist Absatz 2 wie folgt zu ändern: 

„(2) Auskunftspflichtig sind alle Perso- 
nen, die Gemüse und Erdbeeren zu Er- 
werbszwecken aribauen.“ 

Begründung 

Siehe die Begründung zu 2. a) dieser Emp- 
fehlungen. 

6. Zu § 8 

§ 8 ist zu streichen. §§ 9 ff. werden §§ 8 ff. 
Begründung 

Siehe die Begründung zu 2. b) dieser Emp- 
fehlungen. 

7. Zu § 9 

In § 9 Abs. 1 ist das Wort „jährlich“ durch 
die Worte „alle zwei Jahre“ zu ersetzen. 



Begründung 

Die Baumschulerhebung ist bislang nur alle 
2 Jahre durchgeführt worden. Es ist kein An- 
laß gegeben, von der bisherigen Regelung 
abzuweichen. 

8. Zu § 10 

§ 10 ist wie folgt zu fassen: 
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Die Erhebungen nach den §§ 3 bis 8 wer- 
den repräsentativ durchgeführt. Der Reprä- 
sentationsgrad soll den Bedürfnisisen der 
Länder Rechnung tragen und 10 vom Hun- 
dert der Auskunftspflichtigen nicht überstei- 
gen. Der Bundesminister für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten kann, soweit 
dies zur Erzielung der benötigten Ergebnisse 


geboten ist, durch Rechts Verordnung, die der 
Zustimmung des Bundesrates bedarf, bestim- 
men, in welchen Jahren die in Satz 1 bezeich- 
neten Erhebungen als Totalerhebungen durch- 
geführt werden.'' 

Begründung 

Aus Gründen der Verwaltungsvereinfachung 
und Kostenersparnis sollten die Erhebungen 
nach §§ 3 bis 8, soweit möglich, repräsentativ 
durchgeführt werden. Diesen Grundsatz stellt 
auch § 10 Abs. 1 Satz 1 der Regierungsvor- 
lage auf. Die weitere Fassung des § 10 Abs. 1 
steht jedoch mit diesem Grundsatz insofern 
in Widerspruch, als nicht die Totalerhebun- 
gen, sondern die Repräsentativerhebungen 
zur Ausnahme erklärt werden. Durch die 
obige Fassung soll dieser Widersprudi besei- 
tigt werden. 


Anlage 3 


Stellungnahme der Bundesregierung 
zu der Stellungnahme des Bundesrates 


Die Bundesregierung stimmt dem Änderungs- 
vorschlag zu 4. ohne EinschTänkung zu. Sie 
widerspricht auch im Ergebnis dem Vor- 
schlag zu 1. nicht, teilt jedoch nicht die Auf- 
fassung der Begründung, daß die Repräsen- 
tativerhebung durch eine Streichung des 
Wortes „laufende" in § 1 zum Grundsatz er- 
hoben werde. 

Die Bundesregierung widerspricht dagegen 
den Änderungsvorschlägen zu 2., 3. und 5. 
bis 8. Sie nimmt hierzu wie folgt Stellung: 

Zu 2. a) und 5. 

Die Erhebung über den Anbau von Blumen 
und sonstigen Zierpflanzen zu Erwerbszwek- 
ken bei der Gemüsehaupterhebung ist eben- 
so wichtig wie die Erhebung bei Erdbeeren 
und Gemüse, da der Umsatzwert beider 
Gruppen im Erwerbsgartenbau gleich hoch 
liegt. Die genaue Kenntnis des Anbaus von 
Blumen und Zierpflanzen ist für die Agrar- 
politik von Bedeutung und vor allem auch 


für die Einfuhrplanung wichtig. Die Erhe- 
bung wurde 1955 nur teilweise und auf 
Grund freiwilliger Vereinbarung durchge- 
führt, so daß eine vollständige Erfassung der 
Blumen und sonstigen Zierpflanzen nicht 
stattfinden konnte. Bei Vorliegen einer ge- 
setzlichen Grundlage für die Erhebung ist 
mit brauchbaren Erge<bnissen zu rechnen. 

Zu 2. b) und 6. 

Die Erhebung ist agrarpolitisdi durchaus von 
Interesse, da der Anbau von Heil- und Ge- 
würzpflanzen überwiegend in bäuerlichen 
Kleinbetrieben, deren Existenz weitgehend 
hiervon abhängt, durchgeführt wird. Die Er- 
hebung findet bereits seit längerer Zeit statt; 
sie verursacht nur geringe Kosten. 

Zu 3. 

Die Eingliederung der Vertriebenen und 
Flüchtlinge ist gerade auf dem Gebiete der 
Landwirtschaft mit besonderen Schwierig- 
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kelten verbunden, deren Ende einstweilen 
noch nicht abzusehen ist. Auf eine weitere 
Erhebung über .die Vertriebenen- und 
Flüchtlingseigenschaft kann daher nicht ver- 
zichtet werden. Die weitere Verbindung mit 
der Bodenbenutzungiserhebung entspricht 
langjähriger Gepflogenheit und erscheint auch 
aus Gründen der Kostenensparnis geboten. 

2u 7. 

Es trifft zu, daß die Baumschulerhebung bis- 
her nur alle 2 Jahre stattfand. Dabei wurde 
jedoch ein erheblich größeres Erhebungspro- 
gramm durchgeführt. Die geplante jährliche 
Erhebung beschränkt sich auf ein Mindestpro- 
gramm zur Feststellung der tatsächlichen Er- 
zeugung, während bisher außerdem auch die 
voraussichtlichen Bestände des kommenden 
Jahres mit erfragt worden sind. Eine jähr- 
liche Erhebung der tatsächlichen Erzeugung 
läßt genauere Ergebnisse erwarten, die vor 
allem für Erzeuger und Abnehmer zur 
Marktübersicht notwendig sind. Durch die 
Beschränkung des Programms werden die 
Aufbereitungskosten in den statistischen Äm- 
tern bei jährlichen Erhebungen nicht vergrö- 
ßert. 


Zu 8. 

§ 10 geht davon aus, daß die Erhebungen 
nach den §§ 3 bis 9 zunächst wie bisher im 
wesentlichen als Vollerhebungen durchge- 
führt werden. § 10 soll jedoch eine weitge- 
hende Umstellung auf Repräsentativerhebun- 
gen einleiten. Fiierzu sind aber zunächst noch 
umfangreiche methodische und mathema- 
tisdie Vorarbeiten der statistischen Ämter 
notwendig, so daß auf rängere Zeit Reprä- 
sentativerheiburigen die Ausnahme bilden 
werden. So war es trotz jahrelanger Vorar- 
beiten erst jetzt möglich, die Bodenbenut- 
zungshaupt erhebung des Jahres 1957 auf re- 
präsentativer Grundlage vorzusehen. Der Er- 
folg beibt abzuwarten. Selbst wenn aber all- 
gemein brauchbare Methoden gefunden sind, 
wird auf Vollerhebungen in gewissen Zeit- 
abständen nicht verzichtet werden können. 
Die vom Bundesrat vorgeschlagene Fassung 
des § 10 würde auf Jahre hinaus zusätzliche 
Rechtsverordnungen zur Durchführung der 
benötigten Vollerhebunigen erforderlich 
machen und den Gesetzgeber ohne Grund 
belasten. 
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